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Verabschiedung 
Botschaft durch BR  

15.05.2013 

Behandlung im 
Erstrat (NR) 

10./11.12.2013 
 

Behandlung im 
Zweitrat (SR) 

05.03.2014 
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bereinigung NR 
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Differenz-
bereinigung SR 

05.06.2014 
 

Differenz-
bereinigung NR II 

12.06.2014 

Schlussabstimmung 
20.06.2014 
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Art. 5 Verantwortung 

1 Der einzelne Mensch trägt die Verantwortung für seine 
Weiterbildung. 

2 Die öffentlichen und die privaten Arbeitgeber begünstigen die 
Weiterbildung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

3 Bund und Kantone tragen in Ergänzung zur individuellen 
Verantwortung und zum Angebot Privater dazu bei, dass sich 
Personen ihren Fähigkeiten entsprechend weiterbilden können. 

4 Sie regeln die Weiterbildung, soweit die Erfüllung ihrer 
Aufgaben dies erfordert. 
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Art. 9 Wettbewerb 

1  Die staatliche Durchführung, Förderung oder Unterstützung von 
Weiterbildung darf den Wettbewerb nicht beeinträchtigen.  

2 Sie beeinträchtigt den Wettbewerb nicht, wenn die Weiterbildung 
unter Berücksichtigung der Qualität, Leistung und Spezialität  

a. zu mindestens kostendeckenden Preisen angeboten wird; 
oder 

b. nicht im Wettbewerb mit privaten, nicht subventionierten 
Angeboten steht. 

3 Beeinträchtigungen des Wettbewerbs sind zulässig, sofern sie 
durch ein überwiegendes öffentliches Interesse gerechtfertigt 
sind, verhältnismässig sind und auf einer gesetzlichen 
Grundlage beruhen. 
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Bildungssystem der Schweiz 
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Eidg. Berufs- und 
höhere 

Fachprüfungen 

Bildungsgänge an 
höheren 

Fachschulen 

Bachelor- und 
Masterstudiengänge 
an Fachhochschulen 

Bachelor- und 
Masterstudiengänge 
an pädagogischen 

Hochschulen 

Berufsmaturität
  Gymnasiale oder Fach-Maturität 

Gymnasiale Schule 
Fachmittelschule 

 
 
 

Berufliche Grundbildung 

Obligatorische Schule 

Eidg. Berufsattest Eidg. Fähigkeitszeugnis 
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Formale 
Bildung 

Nicht formale  
und informelle 
Bildung 

Eidg. Diplom 
Eidg. Fachausweis 

Diplom HF Master 
Bachelor 

Master 
Bachelor 

Bachelorstudiengänge, 
Masterstudiengänge, 
Doktoratsstudium an 

Universitäten und ETH 

PhD/Doktorat 
Master 
Bachelor 



Regelungsgegenstand 
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Grundkompetenzen 

Lebenslanges Lernen 

Formale 
Bildung 

(z.B. Bildungsgänge 
der Sek II sowie 
Abschlüsse der 

Tertiärstufe: BP, HFP, 
Diplom HF, Bachelor, 

Master, PhD) 
bereits geregelt  

Nichtformale 
Bildung  

(z.B. Konferenzen, 
Seminare, Kurse, 
Privatunterricht) 

 
 regulatorischer 

Handlungsbedarf 

Informelle 
Bildung 

(z.B. Familienarbeit, 
ehrenamtliche 

Tätigkeit, Lesen von 
Fachliteratur) 

individuell, kein 
Handlungsbedarf 

Weiterbildungs-
gesetz 

Grau hinterlegt:  
Strukturierte Bildung 



Was bringt das WeBiG? 
 
• Einheitliche «Sprache» 
• Einordnung der Weiterbildung in den 

Bildungsraum 
• Grundsätze als Orientierungsrahmen für die 

Weiterbildung 
 
• Gesetzliche Möglichkeiten zur Erforschung und 

Entwicklung der Weiterbildung 
• Förderung des Erwerbs und Erhalts von 

Grundkompetenzen Erwachsener 
• Statistik und Monitoring 
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Grundsatzgesetz – Spezialgesetze 

9 

Spezial- 
gesetze 

Grundsatzgesetz Weiterbildungsgesetz 

Arbeitslosen-
versicherungs-

gesetz 

Ausländer- 
gesetz BBG … 

Fördertatbestand 



Ziele des WeBiG (Art. 4) 
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Privater Markt 
 

Ausgaben 
Bund  
600 Mio. CHF 

Einflussbereich von 
Regelungen im  
Weiterbildungsgesetz 

Kantonale Gesetze 
bzw. Ausführungs-

gesetze  Marktvolumen 
insgesamt: 5,3 Mia. 

• Initiative der Einzelnen unterstützen 
• Allen Personen die Teilnahme an Weiterbildung 

ermöglichen 
• Arbeitsmarktfähigkeit Geringqualifizierter verbessern 
• Günstige Rahmenbedingungen für die Anbieter 

schaffen 
• Koordination von Bund und Kantonen sicherstellen 
• Internationale Entwicklung verfolgen 

Indirekte Wirkung 



5 Grundsätze (Art. 5 – 9) 
 
• Verantwortung 

 
• Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung 

 
• Anrechnung von Bildungsleistungen an die 

formale Bildung 
 

• Verbesserung der Chancengleichheit 
 

• Wettbewerb 
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Grundsätze als Orientierungshilfe für 
Umsetzung von Spezialgesetzen (1) 
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Beispiel:  
Art. 6 Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung 
Abs. 3: in von Bund und Kantonen geregelter und 
unterstützter Weiterbildung hat die Qualitätssicherung 
mindestens folgende Bereiche zu umfassen: 

• Information,  
• Qualifikation der Ausbildenden,  
• Lernprogramme sowie  
• Qualifikationsverfahren  

>  Spezialgesetze können so notwendig 
Anforderungen für den jeweiligen Bereich 
spezifizieren. 

Abs. 1: Verantwortung für die Qualitätssicherung und 
Qualitätsentwicklung liegt bei Anbieterinnen und Anbietern. 
 



Grundsätze als Orientierungshilfe für 
Umsetzung von Spezialgesetzen (2) 
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Beispiel:  
Art. 7 Anrechnung von Bildungsleistungen an die formale 
Bildung 
Bund und Kantone – in Zusammenarbeit mit den ausbildungs- 
und prüfungsrelevanten Stellen – verankern in ihrer 
Bildungsgesetzgebung bzw. den entsprechenden 
Bildungserlassen den Grundsatz der Anrechenbarkeit von 
Bildungsleistungen, bezeichnen Rechtswege sowie Organe, 
die die Kriterien für die Anrechenbarkeit festlegen und für die 
Transparenz sorgen.  
 



Grundkompetenzen Erwachsener  
(Art. 13 – 16) 
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• Unzureichende Grundkompetenzen versperren vielen 
Menschen den Zugang zum lebenslangen Lernen  

• Grundkompetenzen Erwachsener: grundlegende Kenntnisse in 
Lesen, Schreiben und mündliche Ausdrucksfähigkeit in einer 
Landessprache, Alltagsmathematik und in der Anwendung von 
Informations- und Kommunikationstechnologien  

• Grundkompetenzen Erwachsener ist die bildungspolitische 
Antwort auf die Probleme des Illettrismus (Transfer vom 
Kulturförderungs- ins Weiterbildungsgesetz) 
 
 
 
 
 
 
 



Erforschung und Entwicklung der 
Weiterbildung (Art. 11 – 12) 
Statistik und Monitoring (Art. 18 – 19) 
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• Ressortforschung des Bundes  
• Beiträge an gesamtschweizerische 

Organisationen der Weiterbildung 
• Statistik 
• Monitoring 



Änderung anderer Erlasse 
(Anhang) 

• Vereinheitlichung der Terminologie ohne 
materielle Auswirkungen 

• Anpassungen in der Terminologie mit materiellen 
Auswirkungen sind im Rahmen der Revision der 
Spezialgesetzgebung zu prüfen. z.B. 
Terminologie im Medizinal- und 
Psychologieberufebereich  

• Materielle Anpassungen an Grundsätze sind im 
Rahmen der Revision der Spezialgesetzgebung 
zu prüfen.  
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Was regelt die Verordnung? 
Was regelt die Verordnung nicht? 
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Geregelt werden:  
• Ausführungsbestimmungen zum 4. und 5. 

Abschnitt. 
 

Nicht weiter geregelt werden:  
• Grundsätze 
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